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Einleitung 

A. Tatsächlicher Hintergrund 
A. Tatsächlicher Hintergrund 

In einer sich immer weiter globalisierenden Welt versuchen immer mehr Staa-
ten ihre eigenen Interessen durch nationales Recht auch außerhalb des eigenen 
Staatsgebiets durchzusetzen,1 indem sie es extraterritorial anwenden. Dieses 
Vorgehen ist weit verbreitet und wird daher von einer großen Zahl an Staaten 
praktiziert, da es ihnen ermöglicht, ihren Interessen eine weitgehende Wirkung 
zu verleihen und sie durchzusetzen, ohne nach schwierigen Verhandlungen in 
internationalen Abkommen Kompromisse eingehen zu müssen.  

Als bekanntes Beispiel für ein solches Vorgehen sind dabei politisch moti-
vierte Wirtschaftssanktionen in Form sog. Sekundärsanktionen zu nennen, die 
unbeteiligte Drittstaaten insofern betreffen, als dass ausländische Personen 
dazu gezwungen werden, sich unter Androhung von Einreiseverboten, Vermö-
genseinfrierungen oder Finanzsanktionen2 an der wirtschaftlichen Isolation ei-
nes politisch unerwünschten Staates zu beteiligen, obwohl der Heimatstaat der 
adressierten Personen selbst diese Maßnahmen nicht unterstützt bzw. sich 
ihnen sogar widersetzen möchte.  

Die Aktualität dieses Bereichs zeigte sich zuletzt in der angespannten Situ-
ation zwischen den USA und dem Iran. Gegen den Willen der anderen Ver-
tragsparteien haben sich die Vereinigten Staaten im Jahr 2018 aus dem Iran-
Atomabkommen3 zurückgezogen4 und die ursprünglichen Sanktionen wieder 
eingeführt bzw. teilweise sogar verschärft.5 Da diese Sanktionen auch für eu-
ropäische Unternehmen gelten sollten und die Europäische Union die Position 
der USA gegenüber dem Iran nicht teilte,6 kehrten Mitte 2018 Blocking 

 

1 Siehe zu den Anwendungsinteressen Schnyder, Wirtschaftskollisionsrecht, S. 21 ff.  
2 Siehe beispielhaft Sec. 7 Executive Order 13608.  
3 Gemeinsamer umfassender Aktionsplan (Joint Comprehensive Plan of Action – 

JCPOA) vom 14.7.2015.  
4 BBC News, Iran nuclear deal: Trump pulls US out in break with Europe allies, 2018 

[online]; siehe zu diesen Entwicklungen auch Lohmann, Extraterritoriale US-Sanktionen, 
S. 2.  

5 Jones Day, Impact of U.S. Withdrawal from the Iran Nuclear Deal, 2018 [online].  
6 Al Jazeera, World leaders react to US withdrawal from Iranian nuclear deal, 2018 

[online].  



2 Einleitung  

Statutes als mögliches Instrument auf die globale außenpolitische Agenda zu-
rück: Die Europäische Union aktualisierte ihre sog. Blocking-Verordnung (im 
Folgenden: EU-Blocking-VO)7, um sich den extraterritorialen US-Aktivitäten 
in Bezug auf den Iran weiter entgegenzustellen. Ziel dieser Verordnung ist es, 
zu verhindern, dass europäische Unternehmen ihre Geschäftsbeziehungen zum 
Iran aufgrund der US-Sanktionen beenden. Auf iranischer Seite zeigte sich da-
gegen Skepsis hinsichtlich der tatsächlichen Wirksamkeit dieser Verordnung 
sowie der Entschlossenheit der Europäer, sich gegenüber den USA zu behaup-
ten.  

Der ursprüngliche Erlass der Blocking-Verordnung (wie auch weiterer Blo-
cking Statutes etwa von Kanada8 und Mexiko9) geht auf transatlantische Mei-
nungsverschiedenheiten im Jahr 1996 im Hinblick auf Kuba zurück, als die 
extraterritoriale Anwendung des US-amerikanischen Helms-Burton Act10 (ein 
wichtiger und umstrittener Teil des umfangreichen US-Wirtschaftsembargos 
gegen Kuba) die europäischen Unternehmen bei der Isolation des Inselstaates 
mit einbezog. Wurde der damalige Streit noch politisch beigelegt und die ext-
raterritoriale Wirkung des Gesetzes von den nachfolgenden US-Präsidenten 
auf Grundlage eines internationalen Abkommens ausgesetzt,11 führte der da-
malige US-Präsident Trump diese Praxis nicht fort12 und bereitete damit auch 
in diesem Bereich neue und aktuelle Entwicklungen, die für Fragen der Wirk-
samkeit von Blocking Statutes von großer Bedeutung sind.  

Diesen aktuellen Fall verallgemeinernd sind Blocking Statutes (Abwehrge-
setze) gesetzgeberische Reaktionen auf das extraterritoriale Vorgehen eines 
anderen Staates. Sie versuchen, diese fremden extraterritorialen Jurisdiktions-
ansprüche abzuwehren, indem sie die Anwendung und Wirkung extraterritori-
alen Handelns anderer Staaten auf dem eigenen Staatsgebiet verhindern bzw. 
solchem Handeln entgegenwirken. Zwar geht es dabei in vielen Fällen um wirt-
schaftspolitische Maßnahmen im Außenhandel. Die Ursache, die Staaten zu 
solchen Gesetzen bewegt, ist jedoch rechtsgebietsübergreifend und deutlich 
weiterverbreitet, als man zunächst vermuten mag. Über diese Beispiele im Au-
ßenwirtschafts- und Exportkontrollrecht hinaus, die noch durch das US-

 

7 Verordnung (EG) Nr. 2271/96 vom 22.11.1996, Abl. L 309/1.  
8 Der Foreign Extraterritorial Measures Act (R.S.C., 1985, ch. F-29) wurde bereits 1985 

als Reaktion auf die US-amerikanische Kuba-Politik erlassen und im Hinblick auf den 
Helms-Burton Act mit Wirkung zum 1.1.1997 angepasst.  

9 Ley de Protección al Comercio y la Inversión de Normas Extranjeras que Contravengan 
el Derecho Internacional, DOF del 23/10/1996; siehe für eine englische Übersetzung des 
Gesetzes Vargas, 36 ILM 133 (1997), 145.  

10 Cuban Liberty and Democratic Solidarity Act (LIBERTAD), Pub. L. 104-114, 110 
Stat. 785 (codified 22 U.S.C. §§ 6021-91 (1995)).  

11 Siehe zu dem Übereinkommen Smis/van der Borght, 93 Am. J. Int'l L. 227 (1999).  
12 Wroughton/Spetalnick, Trump lifts ban on U.S. lawsuits against foreign firms in Cuba, 

2019 [online]. 
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Pipeline-Embargo gegen die Sowjetunion in den 1980er Jahren13 ergänzt wer-
den können, ist die extraterritoriale Ausdehnung von nationalem Recht auch 
im Kartell- bzw. Fusionskontrollrecht14 sowie im Datenschutzrecht15 verbrei-
tet, wobei letzteres gerade in Zeiten des Internets immer häufiger – auch durch 
die Europäischen Union – über die eigenen Grenzen hinaus ausgeweitet wird.16 
Auch in Fällen grenzüberschreitender Beweisaufnahmen zeigte sich entspre-
chende Relevanz, als es im Zusammenhang mit der in den USA praktizierten 
sog. pre-trial discovery, die zum Teil stark in grundrechtliche Positionen ein-
greifen und wichtige Geschäftsgeheimnisse offenlegen kann, bereits in der 
Vergangenheit zu schweren Zuständigkeitskonflikten wegen im Ausland be-
findlicher Beweismittel kam. Diesem Vorgehen exzessiver discovery vor allem 
in internationalen Kartellverfahren versuchte zum Beispiel das Vereinigte Kö-
nigreich mit seinem Protection of Trading Interests Act17 zu begegnen, der häu-
fig als Vorbild und Vorlage herangezogen wurde. Auch Frankreich reagierte 
mit einem entsprechenden Blocking Statute,18 das sich zuletzt wiederum län-
geren Diskussionen über eine Reform gegenübersah.19  

B. Forschungsfrage 
B. Forschungsfrage 

I. Ziel der Untersuchung 

Im Hinblick auf die eingangs erwähnten Entwicklungen, die zum vermehrten 
Erlass extraterritorial wirksamen Rechts führen, sowie auf die beschriebene 
ohnehin bereits praktizierte breite Anwendung dieses Vorgehens, werden auf 
politischer Ebene parallel dazu auch Blocking Statutes zu einem immer 

 

13 Siehe dazu Georgieff, Kollisionen durch extraterritoriale staatliche Regelungen, 
S. 7 ff.; Meng, ZaöRV 57 (1997), 269 (277 ff.); Forwick, Extraterritoriale US-amerikanische 
Exportkontrollen, S. 52 f.  

14 Im Rahmen des sog. Auswirkungsprinzip behält sich der Staat vor, all diejenigen Fälle 
wettbewerbsbeeinträchtigender Absprachen und gewünschter Unternehmenszusammen-
schlüsse zu prüfen und seiner Jurisdiktion zu unterstellen, die sich auf den Geltungsbereich 
seines Gesetzes bloß auswirken; siehe dazu bereits instruktiv Dlouhy, Extraterritoriale An-
wendung des Kartellrechts, S. 37.  

15 Siehe dazu bereits Uecker, Extraterritoriale Regelungshoheit im Datenschutzrecht, 
S. 37 ff. 

16 Siehe Uecker, a.a.O., S. 49 ff.  
17 Protection of Trading Interests Act 1980, ch. 11, in force 20/03/1980.  
18 Loi n°80-538 du 16/07/1980, JORF n°0165 du 17/07/1980.  
19 Dauthier/Haranger, New Report Proposes Reforms to ‘Blocking Statute’ to Protect 

French Companies, 2019 [online]; Friedman/Wilcox/Bérion, The Gauvain Report, 2019 
[online].  
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beliebteren und interessanteren Instrument,20 um unerwünschtem ausländi-
schem Verhalten seinerseits national zu begegnen.  

Angesichts dieser für die Zukunft steigenden Relevanz einerseits sowie der 
mit dem Iran, Kuba etc. in vielerlei Hinsicht gegenwärtig bestehenden Aktua-
lität der Thematik andererseits, ist es von größter Bedeutung, die genauen Wir-
kungen und Folgen dieses Vorgehens zu kennen und zu wissen, ob es die in-
tendierten Ziele auch tatsächlich erreichen kann. Dies gilt nicht zuletzt auf-
grund der politischen Implikationen und Brisanz von Abwehrgesetzen, die eine 
angespannte Situation eher verschärfen als auflösen, sowie der damit verbun-
denen, teils gravierenden Folgen für private Akteure, indem sie durch die – 
eigentlich gegen das Verhalten des anderen Staates gerichteten – Maßnahmen 
zum Vollstrecker (außen-)politischer Interessen werden und sich als Subjekt in 
zwischenstaatlichen Streitigkeiten wiederfinden.21 Es handelt sich um Gesetze, 
die das Kollisionsrecht zur Durchsetzung außenpolitischer Ziele instrumenta-
lisieren22 und damit weit über rein juristische Aspekte und ihrer Dogmatik hin-
ausgehen.  

Ziel dieser Arbeit ist es daher, einen Überblick über das Instrument der Blo-
cking Statutes zu verschaffen, indem rechtsvergleichend die Inhalte und Stan-
dardmaßnahmen herausgearbeitet und ihre Regelungen systematisiert werden. 
Hierzu werden nicht nur europäische und US-amerikanische, sondern auch la-
teinamerikanische, asiatische und australische Blocking Statutes mit in die Be-
trachtungen einbezogen. Auf Grundlage dieser länderübergreifenden Analyse 
sollen die rechtlichen Wirkungen und Folgen untersucht und im Hinblick auf 
ihre intendierten Wirkungen bewertet werden, um festzustellen, ob und inwie-
weit sie über die oft vorgeworfene rein symbolische Wirkung hinausgehen. 
Dabei soll stets dem Umstand Rechnung getragen werden, dass die Betrach-
tung von Blocking Statutes eine Schnittstelle verschiedener Bereiche bildet, da 
sie Fragen sowohl des internationalen wie des nationalen Rechts als auch je-
weils des Kollisionsrechts und materiellen Rechts sowie des öffentlichen und 
privaten Rechts betrifft.  

Neben der rechtlichen Einordnung soll auch einer interdisziplinären Be-
trachtung Bedeutung zukommen. Die Untersuchung wird fächerübergreifend 
den Einsatz solcher Gesetze sowohl aus juristischer als auch aus politischer 
und wirtschaftlicher Sicht bewerten und so bei der zukünftigen Entscheidung 
über den Erlass von Blocking Statutes unterstützen. Es wird geklärt, ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang ein solches Vorgehen zum Schutz der ei-
genen staatlichen Interessen sinnvoll und hilfreich bzw. in welchen Fällen es 
eher kontraproduktiv und schädlich ist und alternative Wege wie internationale 

 

20 Vgl. Bälz, NJW 2020, 878 (879).  
21 Vgl. Basedow, in: Basedow et al. (Hrsg.), Encyclopedia of private international law, 

S. 214.  
22 Jayme/Kohler, IPRax 1997, 386 (392). 
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Streitbeilegung (z.B. das WTO-Streitbeilegungsverfahren) oder bilaterale Dip-
lomatie in Betracht gezogen werden sollten.  

II. Forschungsstand 

Blocking Statutes sind immer wieder und auch derzeit Gegenstand öffentlicher 
Diskussion und wissenschaftlicher Betrachtungen. Auch wenn sich Abwehrge-
setzgebung – zumindest im Außenwirtschaftsrecht – mit der zunehmenden 
Liberalisierung der Weltwirtschaft und dem Abbau von Handelshemmnissen 
teil- und zeitweise im juristischen Diskurs verlor, erfolgte die juristische Auf-
arbeitung einzelner – aufgrund besonderer politischer Beobachtung der Hinter-
gründe bekannterer – Blocking Statutes stets in zeitlichem Zusammenhang zu 
ihrem jeweiligen Erlass. So wurden beispielsweise der bereits erwähnte briti-
sche Protection of Trading Interests Act, das französische Gesetz aus dem Jahr 
1980 sowie die europäische Blocking-Verordnung vermehrt in der Literatur 
aufgegriffen und besprochen, wobei man sich in den meisten Fällen auf die 
Darstellung der Regelungsinhalte der jeweiligen Gesetze sowie die Auswir-
kungen auf die privaten Adressaten der Vorschriften beschränkte, ohne über 
einen längeren Zeitraum durch Auswertung einschlägiger Rechtsprechung die 
genauen Wirkungen der Regelungen zu beobachten und zu evaluieren, inwie-
fern die Gesetze ihre Ziele tatsächlich erreichen. Nicht selten erschöpfen sich 
Quellen ohne nähere Begründung in der Feststellung, dass Blocking Statutes 
lediglich über politische Symbolik verfügten.  

Auch eine umfassende, rechtsgebiets- und länderübergreifende Betrachtung 
ist in diesen Fragen bislang nicht erfolgt. Dies ist jedoch besonders wichtig für 
die Feststellung, welche Blocking Statutes aus welchen Gründen tatsächlich 
effektiv sind und welche nicht. Schließlich sind auch interdisziplinäre Fragen 
der Thematik bislang nicht ausreichend gewürdigt worden. Gerade die Kennt-
nis wirtschaftlicher, aber auch politischer Folgen des Erlasses eines Blocking 
Statutes ist jedoch mitentscheidend in dem schwierigen Abwägungsprozess 
über das richtige Vorgehen.  

C. Gang der Untersuchung 
C. Gang der Untersuchung 

Um Blocking Statutes und ihre tatsächliche Wirkung dieser umfassenden Ana-
lyse unterziehen zu können, werden als Grundlage im Folgenden zunächst das 
Konzept der extraterritorialen Jurisdiktion und dessen Folgen näher dargestellt 
(Kapitel 1). Dabei wird herausgearbeitet, welche Aspekte dieses Vorgehens 
Gegenmaßnahmen des betroffenen Staates provozieren könnten.  

In einem nächsten Schritt wird das Instrument der Blocking Statutes als eine 
solche Gegenmaßnahme vorgestellt und deren Effektivität im Hinblick auf ihre 
tatsächlichen Ziele untersucht (Kapitel 2). Hierzu wird zunächst der übliche 
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Regelungsinhalt aufgezeigt und beschrieben, mit welchen Maßnahmen, also 
womit Blocking Statutes der extraterritorialen Jurisdiktion begegnen und ihre 
gewünschten Wirkungen erreichen sollen. Darüber hinaus wird anhand dieser 
Regelungsinhalte näher eingegrenzt, gegen welche Teilaspekte extraterritoria-
ler Jurisdiktion, das heißt wogegen Blocking Statutes wirken sollen. Im An-
schluss werden die Regelungsziele dieser Inhalte und ihre intendierte Wir-
kungsweise detaillierter dargestellt, das heißt, was genau mit ihren Vorschrif-
ten wie verfolgt wird. Dieser Darstellung der intendierten Wirkung der Rege-
lungsinhalte wird schließlich für den Kernbestandteil – den Befolgungsverbo-
ten – eine Analyse der tatsächlichen Wirkungen gegenübergestellt, um anhand 
dessen festzustellen, ob Blocking Statutes ihre Ziele tatsächlich erreichen und 
damit als Maßnahme gegen extraterritoriale Jurisdiktion geeignet sind.  

Diese Erkenntnisse bilden die Grundlage für die nachfolgende Gesamtbe-
wertung des Erlasses eines Blocking Statutes, in deren Rahmen Argumente für 
ein solches Vorgehen mit denjenigen gegen einen Erlass abgewogen werden 
(Kapitel 3). Neben der evaluierten Effektivität des Instruments werden hier 
auch sonstige (negative) Folgen und Auswirkungen sowie mögliche (bessere) 
Alternativen herangezogen, was eine abschließende Handlungsempfehlung für 
entsprechende Entscheidungsträger ermöglicht.  

Schließlich erfolgen eine Zusammenfassung der Ergebnisse dieser Arbeit 
(Kapitel 4) sowie Schlussbetrachtungen.  

 
 



 

Kapitel 1  

Extraterritoriale Jurisdiktion und ihre Folgen als 
Ursprung eines Blocking Statutes 

Dem Erlass eines Blocking Statutes liegt immer der Versuch eines anderen 
Staates zu Grunde, seine Jurisdiktion extraterritorial auszuüben. Mit den Re-
gelungen eines Blocking Statutes wiederum möchte der davon betroffene Staat 
die Wirkungen dieser extraterritorialen Jurisdiktion verhindern. Deshalb wird 
in diesem Kapitel näher dargestellt, was unter extraterritorialer Jurisdiktion 
verstanden wird und wie genau diese sowohl im materiellen Recht als auch im 
formellen Recht bzw. Verfahrensrecht ausgestaltet ist bzw. zugunsten welchen 
Regelungsziels sie wirken soll (Abschnitt A). Anschließend werden einige Fol-
gen dieses Handelns aufgezeigt, die den Grund dafür bilden, dass der be-
troffene Staat ab einem bestimmten Grad dieser Folgen wegen erhöhten zwi-
schenstaatlichen Konfliktpotentials und betroffener öffentlicher Interessen ent-
sprechende Gegenmaßnahmen ergreifen möchte (Abschnitt B).  

A. Begriff der extraterritorialen Jurisdiktion 
A. Begriff der extraterritorialen Jurisdiktion 

I. Jurisdiktion 

Im Folgenden werden als Grundlage zunächst der Begriff der Jurisdiktion so-
wie ihre klassische Unterteilung dargestellt. Im Anschluss werden Begrifflich-
keiten und Inhalte der hier vorgenommenen Unterteilung der Teilbereiche auf-
gezeigt und erläutert, warum diese für die vorliegende Arbeit zweckmäßiger 
sind.  

1. Begriff und Unterteilungen 

a) Begriff 

Der Begriff der Jurisdiktion wird zur Beschreibung einer Vielzahl unterschied-
licher Erscheinungen verwendet1 und verfügt damit über viele Bedeutungen2. 
Aus der Sicht der deutschen Rechtswissenschaft wird der Begriff in erster Linie 

 

1 Vgl. dazu bereits Akehurst, 46 Brit. Yb. Int'l L. 145 (1975).  
2 Emmenegger, 33 Ariz. J. Int'l & Comp. L. 631 (2016), 637 f.; Leibold, 51 Willamette 

L. Rev. 225 (2015), 249; siehe auch Michaels, 27 Mich. J. Int'l L. 1003 (2006).  
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im Sinne der Gerichtsbarkeit bzw. richterlichen Zuständigkeit verstanden.3 Der 
englische Gebrauch von jurisdiction dagegen ist deutlich weiter und schließt 
daneben auch die räumliche Erstreckung eines Hoheitsträgers, die Regierungs-
gewalt über Territorien (also die Befugnis, jurisdiction auszuüben) sowie die 
Gewalt, Rechtsnormen zu setzen und auszuführen, sie durchzusetzen und auf 
ihrer Grundlage Recht zu sprechen (also die eigentliche Gerichtsbarkeit auszu-
üben) mit ein.4 Letztlich geht es um den Anspruch einer Autorität auf einen 
bestimmten Sachverhalt, wobei dieser sich auf Personen, Sachen, ein Verhalten 
oder eine Kombination dieser Anknüpfungspunkte beziehen kann.5 Auch dem 
deutschen Sprachgebrauch ist ein solch weites Verständnis im Sinne einer Ho-
heitsausübung durch die drei Staatsgewalten Legislative, Exekutive und Judi-
kative jedoch nicht fremd und entspricht in dieser Bedeutung dem englischen 
jurisdiction. Dieser Umstand führt dazu, dass der deutsche Begriff der Juris-
diktion in dieser Form benutzt werden kann, ohne einer festen Bedeutung im 
Sinne der eng gefassten Gerichtsbarkeit zu widersprechen. Schließlich be-
schreibt er am besten, was im Rahmen dieser Arbeit mit dieser Thematik ver-
bunden sein soll. Es geht nämlich nicht um Hoheitsgewalt schlechthin, sondern 
speziell um Rechtssetzung und Rechtsdurchsetzung. „Jurisdiktion“ ist daher 
als Ausübung von Hoheitsgewalt aller drei Staatsgewalten durch Setzung und 
Durchsetzung von Recht zu verstehen.6  

b) Klassische Unterteilung 

Auf Grundlage dieser Begriffsbestimmung werden (vor allem im anglo-ameri-
kanischen Rechtskreis) üblicherweise drei Teilbereiche der Jurisdiktion unter-
schieden: die jurisdiction to prescribe, die jurisdiction to adjudicate sowie die 
jurisdiction to enforce.7 Diese sollen im Folgenden kurz erläutert werden, be-
vor anschließend eine eigene Einteilung für die Zwecke der vorliegenden Ar-
beit vorgenommen wird.  

 

3 Siehe bereits Hasford, Die Jurisdiktion der Europäischen Gemeinschaften, S. 26 ff.; 
Meng, Extraterritoriale Jurisdiktion, S. 3.  

4 Hay, RabelsZ 60 (1996), 303 (304 f.); siehe zur Historie des Begriffs Meng, Extraterri-
toriale Jurisdiktion, S. 1 ff. 

5 Emmenegger, 33 Ariz. J. Int'l & Comp. L. 631 (2016), 638.  
6 Meng, Extraterritoriale Jurisdiktion, S. 1; etwas eingeschränkter Spothelfer, Völker-

rechtliche Zuständigkeiten und das Pipeline-Embargo, S. 4 ff.  
7 Siehe für einen Überblick Randall, 66 Tex. L. Rev. 785 (1988), 786 ff.; siehe hierzu 

außerdem Bagheri/Jafar, 41 Eur. J. Law Econ. 393 (2016), 398 ff.; siehe für eine Kritik der 
Einteilung wegen einer zu starken Orientierung an der Gewaltenteilung in Demokratien Putt-
ler, Völkerrechtliche Grenzen, S. 81 f.  
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aa) Jurisdiction to prescribe 

Die jurisdiction to prescribe8 meint als „Regelungshoheit” die Befugnis eines 
Staates, „to make its law applicable to the activities, relations, or status of per-
sons, or the interests of persons in things, whether by legislation, by executive 
act or order, by administrative rule or regulation, or by determination by a 
court“9. Dieser Jurisdiktionsbereich klärt also die Möglichkeiten eines Hoheits-
trägers, Personen, Handlungen und sonstige Sachverhalte den eigenen Geset-
zen zu unterwerfen10 bzw. dieses Recht auf die genannten Sachverhalte anzu-
wenden11 und drückt damit die (sachliche und auch geografische) Reichweite 
der Gesetze eines Staates aus.12  

Die Regelungswirkung staatlicher Hoheitsgewalt ist dabei nicht an be-
stimmte Regelungstechniken gebunden.13 Regelungen in diesem Sinne sind da-
her sowohl solche der Rechtssetzung als auch der Rechtsanwendung: Es geht 
zum einen darum, dass durch abstrakt-generelle Rechtssetzung bestimmte Nor-
minhalte geschaffen werden, zum anderen darum, dass diese Inhalte im Ein-
zelfall durch gerichtliche Entscheidungen und Verwaltungsakte konkretisiert 
und angewendet werden.14 Regelung ist also ein erlassenes Gesetz ebenso wie 
ein Gerichtsurteil oder eine Verwaltungsentscheidung,15 die dieses Gesetz an-
wenden, da all diese staatlichen Handlungsmöglichkeiten Regulierungswir-
kung entfalten können.16 Bei der jurisdiction to prescribe geht es also letztlich 
um den (legislativen) Erlass und die Anwendung materiellen Rechts durch 
staatliche Stellen, wobei hier für den Charakter einer Regelung ebenso uner-
heblich ist, von welcher der drei Staatsgewalten die Maßnahme ausgeht. Ent-
scheidend ist allein, dass eine Regelung von Rechten und Pflichten, die einen 
Sachverhalt mit einer Rechtsfolge verbindet, getroffen oder ein 

 

8 Siehe dazu bereits Mann, Rec. des Cours 111 (1964), S. 23 ff.; sowie Mann, Rec. des 
Cours 186 (1984), S. 19 ff.  

9 Siehe dazu bereits ALI, Restatement (Third), § 401(a).  
10 Dlouhy, Extraterritoriale Anwendung des Kartellrechts, S. 30.  
11 Siehe Lowenfeld, 4 B. U. Int'l L. J. 91 (1986).  
12 Ryngaert, Jurisdiction in International Law, S. 9.  
13 Kment, Grenzüberschreitendes Verwaltungshandeln, S. 148 f.  
14 ALI, Restatement (Fourth), § 401(a), definiert die jurisdiction to prescribe als „the au-

thority of a state to make law applicable to persons, property, or conduct“. Zum Teil wird 
die jurisdiction to prescribe im deutschen Sprachgebrauch auch „legislative Jurisdiktion“ 
genannt; eine solche Übersetzung wird jedoch dem Umstand nicht gerecht, dass jurisdiction 
to prescribe durch Rechtsanwendung auch von der Verwaltung und den Gerichten ausgeübt 
wird. Im Folgenden wird daher schlicht der Begriff „Regelung“ gebraucht.  

15 Hellgardt, Regulierung und Privatrecht, S. 50 f.  
16 Allerdings ist zu beachten, dass Einzelfallentscheidungen geringere Regelungswirkung 

haben als abstrakt-generelle Regulierungen, vgl. Hellgardt, Regulierung und Privatrecht, 
S. 459 f.  
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Rechtsverhältnis begründet oder konkretisiert wird, das die Beziehung von Per-
sonen untereinander oder von Personen zu Sachen betrifft.17  

bb) Jurisdiction to adjudicate 

Das Restatement (Fourth) of the Foreign Relations Law of the United States18 
des American Law Institute versteht unter der jurisdiction to adjudicate „the 
authority of a state to apply law to persons or things, in particular through the 
processes of its courts or administrative tribunals“19. Adjudikative Jurisdiktion 
beschreibt damit den Anspruch eines Staates, Parteien seinen gerichtlichen 
Prozessen zu unterwerfen.20 Gemeint ist hier also die gerichtliche Zuständig-
keit,21 das heißt, ob ein Gericht über den entsprechenden Sachverhalt entschei-
den und die zulässigen Maßnahmen treffen kann.22  

cc) Jurisdiction to enforce 

Die jurisdiction to enforce23 beschreibt den Anspruch eines Staates, seine in-
ländischen Gesetze und Vorschriften durchzusetzen.24 Wurde eine Regelung 
im obigen Sinne – durch Gesetzgeber, Verwaltung oder Gerichte – geschaffen 
oder ausgesprochen, erfolgt in einem zweiten Schritt – wenn notwendig, da sie 
nicht freiwillig befolgt wird – die Durchsetzung der Regelung.25 Soll ein Bür-
ger also etwa eine bestimmte Pflicht erfüllen, kann diese mittels staatlichen 
Zwangs durchgesetzt werden. Zu beachten ist jedoch, dass mit „Durchsetzung“ 
noch nicht bereits die Strafandrohung durch gerichtliche Entscheidung gemeint 
ist. Zwar mag dies die Entscheidung, der Anordnung zu folgen, beeinflussen 
und letztlich zu einem Einlenken des Bürgers führen, um weitere Nachteile zu 
vermeiden. Bei einer Strafandrohung handelt es sich jedoch noch um eine Re-
gelung im Rahmen der jurisdiction to prescribe. Erst wenn auch diese gericht-
liche Entscheidung nicht zu einem Umdenken führt und etwa eine 

 

17 Meng, Extraterritoriale Jurisdiktion, S. 6 f.  
18 ALI, Restatement (Fourth) of the Foreign Relations Law of the United States (2018).  
19 ALI, Restatement (Fourth), § 401(b); siehe dazu auch Dodge, 18 Yb. Priv. Int'l L. 

143 ff. (2016–2017); zum vorherigen Restatement (Third) beispielhaft Hixson, 12 Fordham 
Int'l L. J. 127 (1988), 129.  

20 Emmenegger, 33 Ariz. J. Int'l & Comp. L. 631 (2016), 638; Kim, 7 Sing. J. Int'l & 
Comp. L. 386 (2003), 388, weist darauf hin, dass für die Zuständigkeit unter Umständen 
noch die subject matter jurisdiction hinzutreten muss.  

21 Hay/Krätzschmar, RIW 2003, 809 (810).  
22 Siehe dazu ausf. bereits Akehurst, 46 Brit. Yb. Int'l L. 145 (1975), 152 ff.  
23 Siehe dazu bereits Mann, Rec. des Cours 111 (1964), S. 127 ff.; sowie Mann, Rec. des 

Cours 186 (1984), S. 34 ff.  
24 Emmenegger, 33 Ariz. J. Int'l & Comp. L. 631 (2016), 638 f.  
25 Die „jurisdiction to enforce“ ist nach ALI, Restatement (Fourth), § 401(c), „the author-

ity of a state to exercise its power to compel compliance with law“.  
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